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Begründung 
mit Umweltbericht gemäß § 2 a BauGB 

 
zum Bebauungsplan Nr. 11 „Östlich Zum Gogericht“ 

- Schmedenstedt - 
 

und örtlicher Bauvorschrift 
 
 
1.0 Notwendigkeit der Planaufstellung 
 
Gemäß § 1 Abs. 3 Baugesetzbuch haben die Gemeinden Bauleitpläne aufzustellen, sobald und 
soweit es für die städtebauliche Entwicklung und Ordnung erforderlich ist. 

 
In Schmedenstedt gibt es gegenwärtig einen Bedarf an Baugrundstücken im Wesentlichen zur 
Eigenentwicklung. In den letzten Jahren wurden mittels zwei Bebauungspläne Wohnbauflächen 
ausgewiesen. Die dadurch entstandenen Baugrundstücke sind derzeit restlos bebaut. Die im 
Ortskern vorhanden bebauungsfähigen Freiflächen befinden sich im privaten Besitz und stehen 
den Bauwilligen nicht zur Verfügung. Um einer möglichen Abwanderung der 
Bauplatzsuchenden aus dieser Ortschaft zu verhindern, sah sich die Stadt Peine veranlasst, 
nach neuen Wohnflächen zu suchen. 

 
Im Rahmen der Neuaufstellung des Flächennutzungsplanes der Stadt Peine wurde die Fläche 
östlich der Straße „Zum Gogericht“ und westlich der Straße „Zum Holzfelde“ in Schmedenstedt 
für die Entwicklung eines neuen Wohnquartiers vorgesehen. Unter Beachtung dieser 
Planungsvorgaben werden für dieses Gebiet sukzessiv Bebauungspläne erarbeitet.  
 
Die Dimension der für die Bebauung vorgesehenen Gesamtfläche ermöglicht eine langfristige 
Befriedigung der Nachfrage nach Wohnbauland. 
 
Derzeit besteht unter den Bauwilligen in der Ortschaft Schmedenstedt Nachfrage nach 
Einfamilienhäusern. Da die künftig gewünschten Wohnformen zum heutigen Zeitpunkt nicht 
abschließend zu definieren sind, ist die Realisierung des gesamten im Flächennutzungsplan 
vorgesehenen Neubaugebietes in Bauabschnitten vorgesehen. Eine ökonomische, 
bedarfsorientierte Ausweisung von Neubauflächen steht dabei im Vordergrund. Diese 
Vorgehensweise soll auch innerhalb des geplanten Neubaugebietes verwirklicht werden. So 
stehen die vier direkt an der Straße „Zum Gogericht“ liegenden Grundstücke, bei denen die 
Erschließung gesichert ist, den Bauwilligen direkt nach der erreichten Planreife des 
Bebauungsplanes zur Verfügung.  

 
Durch den Bebauungsplan Nr. 11 „Östlich Zum Gogericht“- Schmedenstedt - soll das 
Planungsrecht  geschaffen werden. Es ist beabsichtigt, mit dem Bebauungsplan ein 
allgemeines Wohngebiet zu erschließen. Der Bebauungsplan soll hierfür die 
planungsrechtlichen Voraussetzungen schaffen.  
  
Die Vorgaben der Stadtentwicklungsplanung sehen die Bereitstellung von Wohnbauflächen, 
insbesondere auf den freien Flächen, die infrastrukturell gut erschlossen sind, vor. 
 
Die Ortschaft Schmedenstedt liegt südöstlich von Peine und ist über die Bundesstraße 65 in 
Verbindung mit der Straße K 23 „Zum Holzfelde“ erreichbar. Über diese Straßen ist 
Schmedenstedt ebenfalls an Peine, Braunschweig und Salzgitter angebunden. 
 
Die ständigen Nachfragen nach preisgünstigen Eigenheimen und Grundstücken von 
Bauinteressenten aus der Ortschaft Schmedenstedt selbst, wie aber auch aus anderen Teilen 
des Stadtgebietes, rechtfertigen die Aufstellung des neuen Bebauungsplanes. 
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2.0 Entwicklung des Planes / Rechtslage 
 
Für den Geltungsbereich des Bebauungsplanes Nr. 11 „Östlich Zum Gogericht“ - Schmeden-
stedt mit örtlicher Bauvorschrift, bestehen bisher keine rechtsverbindlichen Festsetzungen.  
 
Der Flächennutzungsplan weist für den Planbereich Wohnbaufläche aus. Die vorgesehene 
Nutzung der Neubaufläche als allgemeines Wohngebiet entspricht somit den Zielen des 
Flächennutzungsplanes. 
 
Nach den Zielen der Raumordnung und Landesplanung hat die Stadt Peine als Mittelzentrum 
u. a. die Aufgabe zur Sicherung und Entwicklung von Wohngebieten zur Deckung des 
Wohnraumbedarfs aller Bevölkerungsschichten. Die Planung ist diesem Ziel angepasst. 
 
Im Regionalen Raumordnungsprogramm 2008 für den Großraum Braunschweig wird diese 
Fläche als ein bauleitplanerisch gesicherter Siedlungsbereich dargestellt. 
 
Zur Deckung des vorhandenen und künftigen Wohnbedarfs wird die Ausweisung neuen 
Baulandes an den Siedlungsrändern erforderlich. Auch den kleineren Ortschaften sollen 
Möglichkeiten zur Eigenentwicklung und zur Abrundung der Ortslagen gegeben werden. 
 
Die Siedlungsentwicklung im neuen Flächennutzungsplan sowie der Grunderwerb für das 
geplante Baugebiet sind im Einvernehmen mit der örtlichen Landwirtschaft erfolgt.  
 

 
 

3.0 Bestand innerhalb und außerhalb des Geltungsbereiches des Bebauungsplanes 
 
Die Ortschaft Schmedenstedt liegt südöstlich von Peine und ist über die Bundesstraße 65 in 
Verbindung mit der Straße K 23 „Zum Holzfelde“ erreichbar. 
 
Das Plangebiet liegt am nördlichen Ortsrand der Ortschaft östlich der Straße Zum Gogericht, 
über die das Plangebiet zu erreichen ist. Der derzeitige Ausbauzustand dieser Straße bleibt 
künftig erhalten. 
 
Den südlichen Anschluss bildet die bestehende Ortslage, die im Flächennutzungsplan  als 
Mischbaufläche ausgewiesen wird. Im Norden und Osten grenzen landwirtschaftliche Flächen 
an die geplante Bebauung an. Auf eine mögliche Immissionsbelastung aus der angrenzenden 
Flächenbewirtschaftung durch Stäube, Geruch, Wirtschaftsdüngerausbringung und Geräusche 
wird in diesem Zusammenhang hingewiesen. 
 
Südlich des Plangebietes befindet sich die Hofstelle des landwirtschaftlichen Betriebes der 
Familie Holland (Nordring 20). Dieser wirtschaftet weitestgehend viehlos, mit Ausnahme der 
Legehennen, die zur Deckung des Eigenbedarfes dienen. Eine spezielle Getreidetrocknung 
oder -annahme befindet sich nicht auf der Hofstelle. Gelegentlich können hier jedoch 
Emissionen in Form von Geräuschen, verursacht durch landwirtschaftlichen Fahrverkehr, 
entstehen. Der Betrieb der Familie Holland verfügt außerdem über eine weitere Hofstelle, die 
primär der Unterbringung von landwirtschaftlichen Maschinen dient. Damit ist davon 
auszugehen, dass sich die Hauptaktivitäten des Betriebes nicht an dem Standort Nordring 20 
abspielt. Somit sind keine gravierenden negativen Auswirkungen auf das Neubaugebiet zu 
erwarten. 
 
Ca. 625 m nordöstlich des Plangebietes befindet sich die Altablagerung Nr. 87 „Ehemalige 
Sandgrube Schmedenstedt“. Das geplante Baugebiet liegt in Richtung des  



- 3 - 
 
 
 

... 

Grundwasserabstroms der Altablagerung. Im Rahmen einer Gefahrenerforschung im Jahre 
2004 wurde festgestellt, dass kein Kontakt zwischen Deponat und Grundwasser besteht. Nach 
derzeitigem Stand der Kenntnis ist somit keine Beeinträchtigung für das Baugebiet gegeben. 
 
 
4.0 Örtliche Bauvorschrift 
 
Nach § 1 (5) Nr. 4 BauGB ist bei der Aufstellung von Bauleitplänen „die Erhaltung, Erneuerung 
und Fortentwicklung vorhandener Ortsteile sowie die Gestaltung des Orts- und 
Landschaftsbildes“ zu berücksichtigen. 
 
Die historisch gewachsenen dörflichen Strukturen und der vorhandene architektonische 
Gestaltungskanon sollen durch die vorliegende Planung nicht zerstört oder übermäßig 
beeinträchtigt werden. 
Durch die örtliche Bauvorschrift soll ein städtebaulich sinnvoller und architektonisch vertretbarer 
Rahmen gesetzt werden, innerhalb dessen sich die neue Bebauung unter Bezug auf den 
vorhandenen Bestand entwickeln kann. Um eine wünschenswerte Ähnlichkeit und 
Harmonisierung des Ortsbildes zu erreichen, wird eine Auswahl getroffen, die sich am 
vorhandenen Altbestand orientiert. Diese Auswahl ist dann für alle Bauherren verbindlich. 
Die Festsetzung der Dachfarben am neuen Ortsrand, der durch die vorliegende Bauleitplanung 
entstehen kann, ist städtebaulich erwünscht. 
Das Schmedenstedter Ortsbild ist auch von weiter entfernt gelegenen Standpunkten aus gut zu 
erkennen. Die intakte Ortskontur soll durch die vorliegende Planung auch im neuen 
Übergangsbereich zur freien Landschaft hin ablesbar bleiben. Die Bewahrung dieser Qualität 
des Schmedenstedter Ortsbildes soll durch die vorliegende Planung gesichert werden. 
 
Da es sich bei den Dachflächen meistens um die größten und somit auch prägnantesten 
Flächen der Gebäude handelt, führt eine Eingrenzung des möglichen Farbspektrums zum 
Ausschluss extremer Abweichungen in Bezug auf diese ortsbildprägenden Flächen. Die zum 
alten Ortsrand hin orientierten ortsbildprägenden großen Dachflächen der landwirtschaftlichen 
Wohnhäuser, Ställe und Scheunen repräsentieren in Bezug auf die verwendeten Farben einen 
Auszug aus dem roten, orangenen und braunen Teilfarbspektrum, bezogen auf die RAL-
Farbenreihe. 
 
Die in der örtlichen Bauvorschrift gewählten Farben beschreiben so genau wie möglich das 
Spektrum der Farbgebung des vorhandenen gestaltprägenden Bestandes. Eine völlig 
eindeutige Beschreibung der Farbgebung des Altbestandes, der als Grundlage für die 
zuzulassenden Farben der neuen Gebäude dienen soll, ist schon aufgrund der im Tagesverlauf 
wechselnden Farbtemperatur des Tageslichtes und der sich auf die Reflexion und Helligkeit der 
Baustoffe auswirkenden wechselnden Witterungsverhältnisse nur näherungsweise möglich. 
Ein weiterer Grund für den verbleibenden Spielraum in der Bestimmung der Farben ist die 
natürliche Verwitterung der Materialien, die sich auf die wahrnehmbare Farbe und die Reflexion 
auswirkt. Die Materialien selbst, wenn sie sich aus natürlich vorkommenden Grundstoffen 
zusammensetzen, sind ebenso nicht eindeutig in ein festes RAL-Schema einzuordnen. 
 
Um dennoch eine praktikable Handhabung der Bauvorschrift zu ermöglichen, die das starre 
RAL-Farbschema allein nicht gewährleisten könnte, ist in die Festsetzung eine Formulierung 
aufgenommen worden, die regelt, dass auch „handelsübliche Mischfarben der vorgenannten 
Farbtöne“ zulässig sind. 
Unter Bezug auf die vorgefundene farbliche Ausprägung der Dachlandschaft Schmedenstedts 
wird somit für die durch den vorliegenden Bebauungsplan ermöglichten neuen Gebäude eine 
praxistaugliche Grundlage festgesetzt für das Entstehen von Gebäuden, die aufeinander 
abgestimmt sind und gemeinsam eine harmonisch erscheinende, zusammenhängende 
Siedlung ergeben. 
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Die Wahrnehmbarkeit von einzelnen Orten und die Förderung der Unterscheidbarkeit ist ein 
Prinzip der Architektur, das sicherlich nicht abschließend objektivierbar ist, aber trotzdem im 
Sinne einer „Gestaltung des Orts- und Landschaftsbildes“ als wichtiges Instrumentarium 
unverzichtbar ist. Die Beachtung des Zeitfaktors ist gerade in der Architektur mit ihren langen 
Entstehungs- und Bestandszyklen ungemein wichtig. Durch die Vorgabe einer bestimmten 
„Entwicklungsrichtung“, auch in der Auswahl der Dachfarben, soll die Entstehung von „Jahres-
ringen“ vermieden werden, die lediglich Ausdruck des schnell wechselnden Zeitgeschmacks 
wären. Die Einschränkung der Baufreiheit des Einzelnen geschieht somit aufgrund einer 
angestrebten architektonischen Qualität, von der schließlich wieder alle Bürger profitieren. 
 
Wesentliche Grundvoraussetzung zur regensicheren Eindeckung eines Ziegeldaches ist die 
Berücksichtigung der Regeldachneigung. Die Regeldachneigung ist die Dachneigungsgrenze, 
bei der sich bestimmte Dachziegel als regensicher bewährt haben. Diese liegt bei einem 
Flachdachziegel inklusive dem Einsatz einer üblichen Unterspannbahn bei 18°. Diese  
Mindestdachneigung ermöglicht gleichzeitig die Planung von begrünten Dächern, die sich gut in 
die Landschaft einfügen und gleichzeitig zur Verbesserung des Kleinklimas beitragen. 
 
Die örtliche Bauvorschrift mit ihren Festsetzungen soll den Bürgern eine Richtschnur an die 
Hand geben. Die Einschränkung der Baufreiheit des Einzelnen findet seine Begründung in der 
Wahrnehmung der Gestalt des Ortes als Ganzes. Dieses aus Einzelteilen zusammengesetzte, 
aber dennoch zusammenhängende Gebilde, kann aber nur durch eine übergeordnete, für alle 
Bürger geltende Planung, seine Qualität bewahren und entwickeln. 
 
 
5.0 Planinhalt / Ziele, Zwecke und wesentliche Auswirkungen 
 
5.1 Baugebiet / bauliche Nutzung 
 
Ziel des Bebauungsplanes ist es, in einem verträglichen Maß Wohnbauflächen auszuweisen. 
Wobei sich Art und Maß an dem angrenzenden Wohngebiet orientieren. 
 
Das neue Baugebiet stellt eine Erweiterung des im Westen vorhandenen Allgemeinen 
Wohngebietes dar. Es soll ein Gebiet für eingeschossige Einfamilienhäuser entstehen. Damit 
wird der großen Nachfrage nach Baugrundstücken für Eigenheime Rechnung getragen. 
 
Aus städtebaulichen Gründen soll in dem neuen Wohngebiet Wohnbebauung konzentriert 
werden. Nutzungen, die das Ruhebedürfnis stören könnten, werden ausgeschlossen. 
 
Um den Charakter des angestrebten Einfamilienhausgebietes zu wahren, wird es für 
erforderlich gehalten, die Zahl der Wohnungen im Bereich der eingeschossigen Bebauung auf 
maximal 2 je Wohngebäude zu beschränken. 
In Anpassung an die vorhandene Bebauung ist die Festsetzung getroffen worden, dass nur 
Einzel- bzw. Doppelhäuser zulässig sind. Das Maß der baulichen Nutzung nimmt ebenfalls die 
Struktur und Bebauungsdichte der angrenzenden Bebauung auf. Die Baugrenzen werden 
großzügig gefasst und Festsetzungen in Bezug auf Stellung der Anlagen zugunsten 
gestalterischer Freiheit nicht getroffen. 
 
Für das Baugebiet gilt die textliche Festsetzung, dass Stellplätze und Garagen nur innerhalb 
der überbaubaren Grundstücksfläche errichtet werden dürfen. Das Straßenbild wird gerade 
durch die grünen Vorgärten positiv unterstützt und beeinflusst somit die Wohnqualität. Die 
Bauflächen sind so großzügig zugeschnitten, dass die Einschränkung zumutbar ist. 
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5.2 Verkehrsflächen 
 
Das Plangebiet ist über die Straße „Zum Gogericht“ zu erreichen. Die Verlängerung der Straße 
„Zum Gogericht“ (Feldweg) ist gepflastert und befindet sich in einem guten Zustand. Die 
Erschließung der östlich daran angrenzenden Neubaugrundstücken ist somit über diese Straße 
gesichert. Die maximal erforderliche Zufahrtsbreite zu diesen Häusern ist in Abstimmung mit der 
Stadt Peine herzurichten. Von einer zusätzlichen Erweiterung des betroffenen Teiles des 
Feldweges wird aufgrund der geringen Frequentierung abgesehen.  
 
Die zentrale Erschließung des Neubaugebietes wird als eine Wohnstraße ausgebaut. Diese 
Straße soll in einer Breite von 5,50 m als Mischfläche verwirklicht werden. Die erforderlichen 
Einstellplätze sind auf den Privatgrundstücken herzurichten. 
Die innere Erschließung der Hinterlieger erfolgt über 2 Stichwege. Diese sollen in einer Breite 
von 4,00 m ausgebaut werden. Als Material ist Betonsteinpflaster vorgesehen. 
 
Im öffentlichen Straßenraum sind aufgrund der geplanten gesplitterten zeitlichen Vermarktung 
der Grundstücke, der vorhandenen Möglichkeit des freien Parkens innerhalb der gemischten 
Verkehrsfläche und der geplanten Ausweisung gebündelter Parkplätze im nachfolgenden 
Bebauungsplan keine öffentlichen Parkplätze vorgesehen.  
 
Das Niederschlagswasser, das im Bereich von Garagenzufahrten und Stellplätzen anfällt, ist 
dem Regenrückhaltebecken bzw. den Zisternen zuzuführen.  
 
Die Hinterlieger sowie Anlieger von den 4,00 m breiten Stichwegen müssen die Mülltonnen 
bzw. den Sperrmüll am Tag der Abfuhr an die nächste Erschließungsstraße stellen. 

 
 

5.3 Ver- und Entsorgung 
 
Die Stadtentwässerung Peine hat für die Wohnentwicklung in Schmedenstedt im Jahr 2007 den 
Generalentwässerungsplan fortschreiben lassen. Ein zentrales Ergebnis der Fortschreibung ist, 
dass das vorhandene Mischwassersystem in Schmedenstedt hydraulisch sehr stark ausgelastet 
ist. Somit ist die Regenrückhaltung von Niederschlagswasser für die neuen Baugebiete in der 
gesamten Ortschaft zwingend erforderlich.  

 
Für den möglichen, im Flächennutzungsplan vorgesehenen Erweiterungsbereich wurde die 
Gesamtfläche zwischen der Straße „Zum Gogericht“ und der Straße „Zum Holzfelde“ 
entwässerungstechnisch untersucht. 
Hierbei handelt es sich um eine Fläche von insgesamt ca. 4,87 ha. Das errechnete notwendige 
Rückhaltevolumen für das Regenwasser beträgt insgesamt 1060 m³. Daraus ergibt sich 
wiederum ein Flächenbedarf für das Becken einschließlich Nebenanlagen von ca. 2000 m².  
 
Die Stadt Peine beabsichtigt eine Erschließung der Gesamtfläche in mehreren Abschnitten. ist 
Es ist daher sinnvoll auch die Regenrückhaltung in Abschnitten vorzusehen. Der 
Bebauungsplan Nr. 11 „Östlich Zum Gogericht“ bereitet zwar die Erschließung von ca. 10.000 
m² vor,  um eine effiziente Regenwasserrückhaltung des Gesamtgebietes zu gewährleisten, 
wurde aber die Gesamtfläche von 4,87 ha in zwei Abschnitte unterteilt.  
Somit ergeben sich insgesamt zwei Regenrückhaltebecken für den maximalen 
Erweiterungsbereich. Für die Erschließung der für die Bebauung vorgesehenen Teilflurstücke 
45/1, 50/1 und 53/8 in der Größe von 2,78 ha wird ein Rückhaltevolumen von 600 m³ benötigt. 
Der daraus errechnete Flächenbedarf in der Größe von ca.1.500 m² wird im Bebauungsplan 
vorgesehen. 
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Die Bodenverhältnisse lassen eine Versickerung des Niederschlagswassers nicht zu. Mit einer 
Reduzierung des Abwasserstroms durch Versickerung kann somit nicht gerechnet werden. Von 
dem o.g. Bereich können somit maximal 10 l/s in das vorhandene Abwassernetz abgegeben 
werden. 
 
Die Lage des Beckens wurde auf die Topographie des Geländes abgestimmt und an der 
südlichen Grenze des Bebauungsplanes vorgesehen.  
 
Da die Kanalisation in Schmedenstedt hydraulisch ausgelastet ist, können die vier östlich der 
Straße „Zum Gogericht“ liegenden Grundstücke nur separat erschlossen werden, wenn der 
Abfluss des Niederschlagswassers auf insgesamt 2,0 l/s begrenzt wird. Um die Abflusssituation 
im Abstrom der öffentlichen Kanalisation nicht weiter zu verschärfen, ist es erforderlich, dass 
diese  Grundstücke das Niederschlagswasser in entsprechenden Zisternen mit ausreichenden 
Speichervolumen zwischenspeichern. Ein gedrosseltes Einleiten des Regenwassers mit einem 
Drosselabfluss von maximal 0,5 l/s an den auf dem Grundstück vorhandenen Übergabeschacht 
wird somit gewährleistet. 
 
Eine ungedrosselte Einleitung des Niederschlagswassers in die öffentliche Kanalisation ist nicht 
zulässig. 
 
Die Entsorgung des anfallenden Schmutzwassers erfolgt über einen direkten Anschluss an den 
vorhandenen Mischwasserkanal in der Straße „Zum Gogericht“. 
 
Die Versorgung des Gebietes mit Trinkwasser, Gas und Elektrizität ist durch den Ausbau bzw. 
die Erweiterung der sich im Straßenraum befindenden entsprechenden Versorgungsleitungen 
möglich. 
 
Die unabhängige Löschwasserversorgung (300 m – Radius) wird im Planungsgebiet derzeit 
durch die beiden Feuerlöschbrunnen im „Kammerland“ (vor der Hausnummer 22) und „Zum 
Roggenkamp“ (Hausnummer 1) sichergestellt. Die abhängige Löschwasserversorgung durch 
das Trinkwassernetz in Form von Hydranten (Kammerland Nr. 4 und Nordring Nr. 20) ist nicht 
mehr als 150 m vom Planungsgebiet entfernt. Im Brandfall ist somit für die zuständige 
Ortsfeuerwehr Schmedenstedt ein kurzer Weg (nicht mehr als 150 m) zwischen Brandobjekt 
und nächster Löschwasserentnahmestelle gegeben. Dies ist von besonderer Bedeutung, weil 
die zuständige Ortsfeuerwehr auf ihrem Tragkraftspritzenfahrzeug über keinen Wassertank für 
den Erstangriff verfügt und somit erst eine Löschwasserversorgung durch die Verlegung von 
Schlauchleitungen aufbauen muss. Neben den Hydranten können ergänzend die beiden 
vorgenannten Feuerlöschbrunnen zur Wasserabgabe im Rahmen der Brandbekämpfung 
herangezogen werden. Die Löschwasserversorgung ist somit im Bereich des Planungsgebietes 
gewährleistet.  
 
 
5.4 Private Grünflächen 
 
Entlang der Nordgrenze des Plangebietes ist eine Anpflanzungsfestsetzung in Streifenform 
(6 m) getroffen worden. Diese Festsetzung ist vor allem getroffen worden, um einerseits eine 
Einbindung der Siedlungsfläche in die freie Landschaft zu erreichen und um andererseits die 
zukünftigen Bewohner vor landwirtschaftlichen Immissionen zu schützen. Weiterhin werden 
auch im Inneren des Plangebietes private Flächen mit Pflanzbindungen entlang der 
Grundstücksgrenzen festgesetzt. Diese Flächen dienen dem Ausgleich für die geplante 
Versiegelung. Sie sind in der Tiefe von 3,00 m über die gesamte Grundstücksbreite festgesetzt. 
Auf diesen Flächen sind heimische, standortgerechte Bäume und Laubgehölze (Sträucher) 
entsprechend den textlichen Festsetzungen anzupflanzen. Um den Eigentümern trotzdem 
Raum für eine wirtschaftliche und individuelle Grundstücksgestaltung zu geben, ist auf den  
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Pflanzflächen lediglich das Maß für die Anpflanzung festgesetzt. Dabei wurden die 
durchschnittlichen Wuchsgrößen ausgewachsener Pflanzen zugrunde gelegt. 
 
Zur Einfassung des Straßenraumes entlang der Straße „Zum Gogericht“ und innerhalb des 
Neubaugebietes sind an den im Bebauungsplan festgesetzten Standorten heimische, 
standortgerechte, hochstämmige, kleinkronige Laubbäume auf den Privatgrundstücken 
vorgesehen. Die Standorte der Bäume sind im Bebauungsplan festgesetzt. Es handelt sich 
dabei um eine ungefähre Standortangabe, die im Einzelfall geringfügig verschoben werden 
kann. Diese Bäume sind fachgerecht anzupflanzen, zu pflegen und zu erhalten. Bei einem 
Abgang der Pflanzen sind sie durch Exemplare der gleichen Art zu ersetzen.  
Durch die Maßnahmen wird außerdem ein Beitrag zum Ausgleich des Eingriffes infolge der 
Bebauung geleistet. Um dem Eigentümer trotzdem Raum für eine wirtschaftliche und 
individuelle Grundstücksgestaltung zu geben, ist auf den Pflanzflächen lediglich das Maß für die 
Anpflanzung vorgesehen. Bei den zu pflanzenden Bäumen und Sträuchern müssen jedoch nur 
heimische, standortgerechte Laubgehölze gepflanzt werden. 
 
5.5 Öffentliche Grünfläche  
 
a) Zweckbestimmung Kinderspielplatz 
 
Innerhalb des Plangebietes wurde eine öffentliche Grünfläche mit der Zweckbestimmung 
Kinderspielplatz ausgewiesen, um dort die Neuanlage eines Spielbereiches zu ermöglichen. 
Dadurch wird den Belangen der Spielbereichsentwicklungsplanung Rechnung getragen. Die 
Anordnung dieser Fläche, direkt an der östlichen Plangebietsgrenze, eröffnet die Möglichkeit, 
bei anschließender Baulandausweisung ggf. weitere Spielbereiche im direkten Anschluss 
auszuweisen. 
 
b) Zweckbestimmung Regenrückhaltefläche 
 
Für die Regenwasserrückhaltung wird im Süden des Plangebietes eine Regenrückhaltefläche in 
einer öffentlichen Grünanlage festgesetzt. Diese Grünanlage soll naturnah gestaltet werden. 
Um eine fußläufige Verbindung zwischen der Stichstraße und der Straße „Zum Gogericht“ zu 
gewährleisten, soll innerhalb dieser Fläche eine entsprechende Wegeverbindung geschaffen 
werden. 
 
 
6.0 Planungsstatistik 
 
Größe des Plangebietes                                     10.358 m² 
 
Erschließungsfläche  (neu)      1.044 m² 
    (Bestand)        722 m² 
        ------------- 
          1.766 m² 
 
Größe des Nettobaulandes       6.194 m² 
davon private Grünflächen mit Pflanzbindung    1.326 m² 
 
Öffentliche Grünflächen 
- Zweckbestimmung Regenrückhaltung     1.645 m² 
- Zweckbestimmung Kinderspielplatz        753 m² 
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Geplant sind 9 Einzel- oder Doppelhäuser                    9 WE 
30 % Einliegerwohnungen           3 WE 
              --------- 
            12 WE 
 
Unter Zugrundelegung von 2,3 Personen je Wohneinheit (EW/WE) können 28 Personen im 
Planungsgebiet wohnen. 
 
 
7.0 Kostenschätzung 
 
Der Stadt Peine entstehen durch die vorgesehenen Ausbaumaßnahmen voraussichtlich Kosten 
in Höhe von ca. 550.000 €. Die anfallenden Grundstücksankaufskosten für das 
Regenrückhaltebecken stehen derzeit noch nicht fest und konnten somit nicht berücksichtigt 
werden. Es werden Beiträge nach Maßgabe des geltenden Ortsrechts erhoben. 
 
 
8.0 Abwägung der Stellungnahmen und Anregungen 
 
Liegt als Anlage zur Begründung bei. 
 
9.0 Verfahrensablauf 
 
Auf den Beschluss zur Aufstellung des Bebauungsplans wurde verzichtet. 
Die frühzeitige Öffentlichkeitsbeteiligung gemäß § 3 (1) BauGB fand in der Zeit vom 05.11.-
19.11.2007 (einschließlich) statt. Mit dem Anschreiben vom 22.10.2007 wurden gemäß § 4 (1) 
und 4a (1) BauGB Behörden und sonstige Träger öffentlicher Belange, deren Aufgaben durch 
die Aufstellung des Bebauungsplanes berührt werden könnten, frühzeitig unterrichtet und um 
Stellungnahme gebeten. 
 
Die reguläre Beteiligung der Behörden und sonstiger Träger öffentlicher Belange gemäß § 4 (2) 
BauGB wurde mit dem Anschreiben vom 05.06.2009 eingeleitet. 
Diese Begründung hat mit dem Entwurf des Bebauungsplanes Nr. 11 und dem städtebaulichen 
Entwurf in der Zeit vom  05.10.2009 bis  04.11.2009 öffentlich ausgelegen. 
 
Der Rat der Stadt Peine hat diese Begründung in Verbindung mit dem Bebauungsplan in seiner 
Sitzung am 16.12.2010 als Satzung beschlossen. 
 
 
 
 
 
 

Peine, den 07.02.2011 
 

gez. Michael Kessler 
 
 

(Michael Kessler) 
Bürgermeister 
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Umweltbericht: 
Bebauungsplan Nr. 11 „Östlich Zum Gogericht“ - Schmedenstedt –  
mit örtlicher Bauvorschrift 
 
Der Umweltbericht legt als gesonderter Teil der Begründung die Belange des 
Umweltschutzes dar. Aufgezeigt werden die Ergebnisse der Umweltprüfung gemäß § 2 (4) 
BauGB sowie der Eingriffsregelung gemäß § 1a (3) BauGB. Aufgabe der Eingriffsregelung 
ist es, im Hinblick auf die Festsetzungen des Bebauungsplans gemäß § 9 BauGB die zu 
erwartenden erheblichen Beeinträchtigungen der Leistungsfähigkeit des Naturhaushaltes zu 
ermitteln, zu beschreiben und zu bewerten sowie geeignete Kompensationsmaßnahmen 
vorzuschlagen. 
 
Umweltprüfung 
 
Vorhaben: 
 
Durch den Bebauungsplan Nr. 11 „Östlich Zum Gogericht“ - Schmedenstedt – mit örtlicher 
Bauvorschrift soll Planungsrecht  geschaffen werden. Es ist beabsichtigt, mit einem 
Bebauungsplan ein allgemeines Wohngebiet zu erschließen. Der Bebauungsplan soll hierfür 
die planungsrechtlichen Voraussetzungen schaffen. Allgemeine Wohngebiete dienen 
vorwiegend dem Wohnen. Die betroffenen Grundstücke liegen nicht im Bereich eines 
rechtsverbindlichen Bebauungsplanes. Sie liegen derzeit im Außenbereich.  
 
Für den Planbereich, welcher noch als Ackerfläche intensiv bewirtschaftet wird, sind durch 
die Umsetzung der Planung voraussichtlich Auswirkungen und Effekte auf die im Rahmen 
der Umweltprüfung zu untersuchenden Schutzgüter Boden, Tiere, Pflanzen, Landschaft und 
Klima zu erwarten. 
 
Methodik: 
 
Um die möglichen vorhabenbedingten Beeinträchtigungen von Natur und Landschaft 
abschätzen zu können sowie die notwendigen Vermeidungs-, Minimierungs- und 
Kompensationsmaßnahmen beurteilen zu können, wurde eine Bestandserfassung der 
Biotoptypen auf der Grundlage von Begehungen vorgenommen. Die Kartierung der 
Biotoptypen erfolgte anhand des Kartierungsschlüssels für Biotoptypen in Niedersachsen 
(NLÖ,  Niedersächsisches Landesamt für Ökologie). Der Untersuchungsraum wird auf das 
Plangebiet selbst beschränkt. 
 
Um den artenschutzrechtlichen Belangen gerecht zu werden, wurde im April 2009 eine 
faunistische Erhebung durchgeführt. Der Schwerpunkt der Erhebung, die im Rahmen von 
Feldbegehungen vorgenommen wurde, lag auf den streng geschützten Feldhamstern und 
gefährdeten Brutvögeln, die im Bereich der Börde des Landkreises Peine häufig vorkommen. 
Diese Tierarten wurden dabei in diesem Bereich nicht gesichtet. 
  
Zur Beschreibung und Bewertung der Auswirkungen auf die Schutzgüter wird u. a. der 
gemäß § 6 NNatG aufgestellte Landschaftsplan der Stadt Peine herangezogen. 
 
Auswirkungen des Vorhabens auf die Schutzgüter: 
 
Menschen 
Beschreibung: Eine intakte Umwelt ist die Lebensgrundlage des Menschen, so dass der Mensch indirekt 

von allen Beeinträchtigungen der Schutzgüter seiner Umwelt betroffen ist. Für die 
Betrachtung des Menschen als Schutzgut selbst sind zum einen gesundheitliche Aspekte, 
in der Bauleitplanung vorwiegend Lärm und andere Immissionen, zum anderen 
regenerative Aspekte wie Erholungs-, Freizeitfunktionen und Wohnqualität von Bedeutung. 
 
Das Plangebiet weist aufgrund seiner derzeitigen Nutzung (Acker) keine besondere 
Erholungseignung für die Bevölkerung auf. Der Bereich ist durch Verkehrslärm nicht 
belastet. Durch zusätzlichen Autoverkehr kann es an der Straße „Zum Gogericht“ 
gelegentlich zu mehr Lärm kommen. Dafür fallen die Geräusche von landwirtschaftlichen 
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Fahrzeugen weg. Erhöhte Staubentwicklung ist durch versiegelte Flächen zu erwarten. 
Wegen der Lage des Änderungsbereiches am Rande von landwirtschaftlichen Flächen, 
kann es zu Lärm-, Staub- oder Geruchsimmissionen durch die Landwirtschaft im Plangebiet 
kommen, die sich aber im üblichen Rahmen am Ortsrand bewegen. 
Im Ergebnis ist - bezogen auf die zukünftige Nutzung -  die Wahrung gesunder Wohn- und 
Arbeitsverhältnisse in den geplanten Wohnbereichen gewährleistet.  

Bewertung: Es sind keine nennenswerten Störungen zu erwarten. Staub- und Geruchsentwicklungen 
gehen vom Baugebiet nicht aus. Eine Gefährdung durch Fahrzeugverkehr ist nicht zu 
erwarten, da sich die Verkehrsberuhigung im Baugebiet auch auf die umgebenden 
Wohnstraßen auswirken kann. 

Wechselwirkungen: keine 

Bezug: Punkt 3.0 der Begründung 

 
Tiere 
Beschreibung: Beseitigung von Pflanzenbewuchs und Nistmöglichkeiten auf Ackerflächen /Erhalt von 

vorhandenen Bäumen und Sträuchern entlang der Straße „Zum Gogericht“. 
Im Hinblick auf die Struktur des Biotoptyps des Plangebietes wird sich die 
Tierartenerfassung auf Vögel als Standard-Artengruppe sowie auf das mögliche 
Vorkommen des Feldhamsters beschränken. Im April 2009 wurde deshalb eine 
Feldbegehung durchgeführt. Diese Tierarten wurden dabei in diesem Bereich nicht 
gesichtet. 

Der Landschaftsrahmenplan bewertet in Bezug auf das Schutzgut die Leistungsfähigkeit 
des Naturhaushaltes als stark eingeschränkt. 

Infolge der geplanten Bebauungsplanaufstellung, die in erster Linie großzügige  
überbaubare Bauflächen in offener Bauweise vorsieht, wird eine Bebaubarkeit der 
Grundstücke ermöglicht. Dabei wird der Versiegelungsgrad, gemessen an künftig geplanten 
GRZ=0,3, deutlich ansteigen.   

Bewertung: Auf Ackerflächen leben nur wenige, weit verbreitete Tierarten. Die Tierarten dieses 
artenarmen Lebensraumes werden nicht beeinträchtigt, da sie schnell auf angrenzende 
Flächen ausweichen können. Gleichzeitig wird neuer Lebensraum durch Baum- und 
Strauchpflanzungen und durch ein neues Feuchtbiotop geschaffen. Tiere werden nicht 
gefährdet. 

Wechselwirkungen: Tiere tragen zur Verbreitung von Pflanzen bei. Die Verdrängung von Tieren kann die 
Ausbreitung einer Pflanzenart behindern. Da beide Schutzgüter gleichermaßen durch 
Verdrängung bzw. Beseitigung betroffen sind, findet keine Wechselwirkung statt.  

Bezug: Punkt  5.4 der Begründung 

 
Pflanzen 
Beschreibung: Bodenversiegelung, Gartennutzung auf Ackerflächen, Erhalt der vorhandenen Bäume. 

Infolge der geplanten Bebauungsplanaufstellung, die in erster Linie großzügige  
überbaubare Bauflächen in offener Bauweise vorsieht, wird eine Bebaubarkeit der 
Grundstücke ermöglicht. Dabei wird der Versiegelungsgrad, gemessen an künftig geplanten 
GRZ=0,3, deutlich ansteigen.   

Bewertung: Auf den Ackerflächen wachsen außer den Kulturpflanzen nur wenige, weit verbreitete 
Wildpflanzenarten. Die Pflanzen sind in diesem artenarmen Lebensraum nicht 
beeinträchtigt.  
Die Aufstellung des Bebauungsplanes wird durch zusätzliche Überbauung zu erheblichen 
räumlichen Veränderungen gegenüber dem bisherigen Zustand führen. Spürbare negative 
Auswirkungen auf die Pflanzenwelt sind nicht zu erwarten. 

Wechselwirkungen: Pflanzen können Nahrungsgrundlage für Tiere sein. Einzelpflanzen und Pflanzenbestände 
werden von Tieren als Lebensraum genutzt. Da keine erheblichen Auswirkungen auf die 
Pflanzenwelt zu erwarten sind, trifft dies auch auf die Wechselwirkungen zwischen Pflanze 
und Tier zu. Eine Wechselwirkung findet nicht statt, da beide Güter gleichermaßen betroffen 
sind (vgl. Tiere). 

Bezug: Punkt  5.4 der Begründung 

 

Boden 
Beschreibung: Bodenversiegelung durch Gebäude, Straßen, Wege, Terrassen usw. zerstört alle 

natürlichen Funktionen des Bodens (Puffer-, Speicher- und Filterfunktionen). 
Böden mit einer besonderen Bedeutung kommen im Plangebiet nicht vor. 
Bodenschutzgebiete bestehen im Bereich des Plangebietes ebenfalls nicht.  

Beeinträchtigungen des Natürlichkeitsgrades bestehen insbesondere durch die langjährige 
intensive landwirtschaftliche Nutzung. Die natürlichen Funktionen und Werte besonders des 
Oberbodens, sind dort weitgehend die mechanische Bodenbearbeitung und den Einsatz 
von Bioziden und Düngemitteln überprägt worden. Altlasten sind für das Plangebiet nicht 
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bekannt. 

Infolge der geplanten Bebauungsplanaufstellung, die in erster Linie großzügige  
überbaubare Bauflächen in offener Bauweise vorsieht, wird eine Bebaubarkeit der 
Grundstücke ermöglicht. Dabei wird der Versiegelungsgrad, gemessen an künftig geplanten 
GRZ=0,3, deutlich ansteigen.   

Bewertung: Die Versiegelung von bis zu 5.759 m² stellt eine erhebliche Beeinträchtigung dar. Der 
Rückbau einer versiegelten Fläche, um die verloren gehenden Funktionen 
wiederherzustellen, ist nicht möglich. Die Beeinträchtigung ist nicht ausgleichbar. 
In der Eingriffsregelung wird ein Ersatz für diesen Verlust ermittelt. Entsprechende 
Anpflanzungen auf den Baugrundstücken werden festgesetzt. 
Unter Berücksichtigung der o.g. Bestandssituation und Beeinträchtigungen wird das 
Schutzgut als stark beeinträchtigt gewertet.  

Wechselwirkungen: Der Boden ist Standort für Pflanzen und als Lebensraum für Tiere verloren. Da bedeutende 
zusätzliche Bodenversiegelungen zu erwarten sind, ist von erheblichen Auswirkungen auf 
den Pfad Boden – Pflanze / Tiere auszugehen. 
Diese Beeinträchtigungen werden unter dem jeweilig betroffenen Schutzgut erfasst. 

Bezug: Punkt  3.0 und 5.1 der Begründung 

 
Wasser 
Beschreibung: Beeinträchtigungen der Grundwassersituation bestehen insbesondere durch die intensive 

landwirtschaftliche Nutzung. Infolge des Biozid- und Düngemitteleinsatzes besteht auf der 
vorhandenen sandig-lehmigen bis sandigen Bodenart ein mittleres bis hohes 
Stoffeintragsrisiko. 

Infolge der geplanten Bebauungsplanaufstellung, die in erster Linie großzügige  
überbaubare Bauflächen in offener Bauweise vorsieht, wird eine Bebaubarkeit der 
Grundstücke ermöglicht. Dabei wird der Versiegelungsgrad, gemessen an künftig geplanten 
GRZ=0,3, deutlich ansteigen.   
Durch ein Baugebiet ist keine Gefahr durch Kontamination zu erkennen. Die versiegelten 
Flächen leiten das Regenwasser schnell ab. Die Versickerung von Regenwasser wird 
behindert. 

Bewertung: Eine deutliche Erhöhung des Oberflächenabflusses und eine Absenkung der 
Grundwasserspende sind durch zusätzliche Überbauung in geringem Umfang infolge der 
Aufstellung des Bebauungsplanes nicht zu erwarten. Das Regenwasser aus dem Baugebiet 
wird über das naturnah gestaltete Rückhaltebecken in die öffentliche Kanalisation 
eingeleitet. Flache Uferzonen mit Pflanzenbewuchs reinigen das Wasser zusätzlich. Es 
entsteht keine Beeinträchtigung des Oberflächenwassers. Die Versiegelung von Boden 
vermindert die Versickerungsmenge von Regenwasser. Eine Beeinträchtigung des 
Grundwassers ist ab einem Wert von 50 % Versiegelung zu erkennen. Das Baugebiet bleibt 
unterhalb dieses Wertes. Die auf vier Grundstücken festgesetzte Nutzung des 
Niederschlagswassers als Brauchwasser trägt zum sparsamen Umgang mit den natürlichen 
Ressourcen bei. 

Wechselwirkungen: keine 

Bezug: Punkt 5.3 der Begründung 

 
Klima/Luft 
Beschreibung: Auf den überbauten Flächen findet keine Verdunstung statt. Die Luft wird trockener. Die 

überbauten Flächen heizen sich stark auf und erhöhen die Temperatur zusätzlich. In der 
trockenen Luft befindet sich relativ viel Staub. 

Kriterium zur Beurteilung des Schutzgutes bildet der Natürlichkeitsgrad. 

Das örtliche Klima wird durch die Ausprägung der natürlichen und baulichen Umwelt 
beeinflusst. Für den Aspekt Klimaausgleich ist von Bedeutung, inwieweit Landschaftsräume 
eine ausgleichende Wirkung auf klimatisch belastete Bebauungsgebiete ausüben. 

Das Plangebiet ist aufgrund seiner Lage und Nutzung dem Freilandklima zuzuordnen.  

Infolge der geplanten Bebauungsplanaufstellung, die in erster Linie großzügige  
überbaubare Bauflächen in offener Bauweise vorsieht, wird eine Bebaubarkeit der 
Grundstücke ermöglicht.  

Bewertung: Unter Berücksichtigung der o.g. Bestandssituation und Beeinträchtigungen wird das 
Schutzgut als stark beeinträchtigt bewertet. Der Landschaftsrahmenplan bewertet in Bezug 
auf das Schutzgut die Leistungsfähigkeit des Naturhaushaltes als eingeschränkt. 

Wechselwirkungen: keine 

Bezug: Punkt  5.1 und 5.2  der Begründung 
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Landschaft 
Beschreibung: Kriterium zur Beurteilung des Schutzgutes bildet die naturraumtypische Vielfalt und 

Eigenart. Unter dem Begriff Landschaftsbild können die Teilaspekte Vielfalt, Eigenart und 
Schönheit zusammengefasst werden. Der Begriff Landschaftsbild beschreibt keine 
absolute Größe, sondern ein Bild, das sich der Mensch individuell von seiner Landschaft 
macht. Hierbei fließen verschiedene Einflüsse ein, die er erlebt und denen er unterworfen 
ist. Weiterhin ist die Bewertung eines Landschaftsbildes vom Werteverständnis der 
Gesellschaft abhängig und ist somit auch dem Wertewandel der Gesellschaft ausgesetzt. 
Gegenstand der Erfassung und Bewertung des Landschaftsbildes ist die sinnlich 
wahrnehmbare Erscheinungsform von Natur und Landschaft. Hierzu gehören die 
Teilaspekte Vielfalt, Eigenart und Naturnähe. Der Begriff Schönheit kann nicht ausreichend 
definiert werden, da jeder Nutzer bzw. jede Nutzergruppe ein unterschiedliches 
Schönheitsempfinden besitzt und das Schönheitsideal sich im Wandel der Zeit verändert. 
Landschaftsbildrelevant sind insbesondere alle naturraumtypischen Erscheinungen von 
Oberflächenausprägung, Vegetation, Nutzung und Bebauung. Das Idealbild eines 
historischen Ortsrandes ist durch Gründland mit Obstbäumen und einzelnen Großbäumen 
gebildet, durch die Dachflächen zu erkennen sind. Diese Qualitäten sind bei der 
vorhandenen Bebauung vorhanden. 

Bei dem Plangebiet handelt es sich im Wesentlichen um ein landwirtschaftlich genutztes 
Areal und Erschließungsstraße mit überwiegend naturfernen bis künstlichen Biotoptypen. 
Einer hohen Bedeutung kommt der Baumreihe entlang der Straße „Zum Gogericht“ als 
halbnatürlicher Biotoptyp mit einer prägenden und gliedernden Wirkung zu. Diese liegt 
jedoch außerhalb des Bebauungsplanes. Die Umgebung wird insbesondere durch intensiv 
bewirtschaftete Ackerflächen sowie durch die bebaute Ortslage von Schmedenstedt 
geprägt. 

Schutzgebiete sind nicht betroffen. Natürliche Landschaftsräume existieren im 
Geltungsbereich praktisch nicht. 
 
Infolge der geplanten Bebauungsplanaufstellung, die in erster Linie großzügige  
überbaubare Bauflächen in offener Bauweise vorsieht, wird eine Bebaubarkeit der 
Grundstücke ermöglicht.  

Bewertung: Die bestehende Bebauung stellt bereits eine Beeinträchtigung dar. Ein Pflanzstreifen fügt 
das Baugebiet in die Landschaft ein. Es erfolgt keine Beeinträchtigung.  

Wechselwirkungen: keine 

Bezug: Punkt  3.0 und 4.0 der Begründung 

  

Kulturgüter 
Beschreibung: Innerhalb des Geltungsbereichs befinden sich keine Denkmale. Es gibt keine Kenntnisse 

über Kulturgüter im Baugebiet und seiner Umgebung. 
Der Abriss von Sachgütern ist seitens des Stadt Peine nicht geplant. 
Infolge der geplanten Bebauungsplanaufstellung, die in erster Linie großzügige  
überbaubare Bauflächen in offener Bauweise vorsieht, wird eine Bebaubarkeit der 
Grundstücke ermöglicht.  

Bewertung: Kulturgüter und Sachgüter werden durch die Aufstellung des Bebauungsplanes nicht 
beeinträchtigt.  

Wechselwirkungen: keine 

Bezug: Punkt 3.0 der Begründung 

 
Sonstige Sachgüter 
Beschreibung: Verlust von landwirtschaftlicher Nutzfläche für Ackerbau 
Bewertung: Die betroffenen landwirtschaftlichen Betriebe werden nicht in ihrer Existenz bedroht, da sie 

durch Geldleistung abgefunden werden. 
Wechselwirkungen: Keine 

 
Umweltprognose zur „Nullvariante“: 
 
Die Entwicklung des Umweltzustandes nach Aufstellung des Planes wird sich von der 
Entwicklung bei Nichtdurchführung der Planaufstellung (Nullvariante) im Schutzgut „Boden“ 
unterscheiden.  
Die Aufstellung des Bebauungsplanes Nr. 11 „Östlich Zum Gogericht“ - Schmedenstedt hat 
dagegen keine bedeutenden Auswirkungen negativer Art auf die Schutzgüter „Menschen“, 
„Tiere“, „Pflanzen“, „Luft“, „Klima“, „Landschaft“, „Kulturgüter“, „Wasser“ und „Sachgüter“. 
Dies trifft auch für die Umweltentwicklung im Vergleich mit der „Nullvariante“ zu. 
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Plankonforme Alternativen: 
 
Die Alternative, den Bebauungsplan nicht aufzustellen, wird nicht als sinnvoll erachtet.  
 
Vermeidung/ Minimierung: 

Mit dem Plangebiet wurde ein Standort gewählt, der nutzungsbedingt vorbelastet ist. 
Weiterhin stellen die Begrünungsmaßnahmen innerhalb des Baugebietes als Ergänzung zu 
den bestehenden Gehölzstrukturen außerhalb des Plangebietes Vermeidungs- und 
Minimierungsmaßnahmen, insbesondere im Hinblick auf das Landschafts- bzw. Ortsbild, dar. 

 
Nutzung erneuerbarer Energien sowie sparsame und effiziente Nutzung von Energie: 
 
Für den  Aufstellungsbereich ist dieser Aspekt vor allem für den privaten Bereich von 
Bedeutung. Um zusätzliche Umweltbelastung zu minimieren besteht hier zwar 
Handlungsbedarf, der von den Bauherren auf freiwilliger Basis abzuleisten ist. 
 
 
Eingriffsregelung 
 
Zur Abwägung der Naturschutzbelange werden die „Naturschutzfachlichen Hinweise zur 
Anwendung der Eingriffsregelung in der Bauleitplanung“ vom Niedersächsischen Landesamt 
für Ökologie und der Landschaftsplan der Stadt Peine von 1993 (Freie Landschafts-
architekten + Umweltplanung; Heimer und Herbstreit) herangezogen. 
 
Gemäß Definition der „Naturschutzfachlichen Hinweise zur Anwendung der Eingriffsregelung 
in der Bauleitplanung“ liegt ein Eingriff vor: „Wenn eine Änderung der Gestalt oder Nutzung 
von Grundflächen mit der Folge vorgenommen wird, dass die Leistungsfähigkeit des 
Naturhaushalts oder das Landschaftsbild erheblich beeinträchtigt werden kann“. Gemäß 
§ 1 a (3) BauGB ist allerdings zu berücksichtigen, ob ein Eingriff bereits zulässig war. 
 
Die Anwendung der Eingriffsregelung ist für diese Bereiche erforderlich. 
Durch den Bebauungsplan werden ackerbaulich genutzte Flächen in einer Größe von 1,1 ha 
als Baugebiet und als öffentliche Verkehrsfläche vorgesehen. 
 
Schutzgebiete nach §§ 24 bis 28 a Niedersächsisches Naturschutzgesetz sind von der 
Planung nicht betroffen. 
 
Ausgleichsmaßnahmen auf der Grundlage der Naturschutzfachlichen Hinweise zur 
Anwendung der Eingriffsregelung in der Bauleitplanung (NLÖ). 

 
 
6.1 Schutzgut Arten- und Lebensgemeinschaften 
 
Im Landschaftsplan der Stadt Peine ist die von der Bebauung betroffene Fläche des 
Geltungsbereiches als Fläche mit stark eingeschränkter Leistungsfähigkeit des 
Naturhaushaltes dargestellt. 
Es handelt sich im Wesentlichen um intensiv bewirtschaftete Ackerflächen, die der 
Wertstufe 3 (naturferne Biotoptypen) zuzuordnen sind. 
Wiesenvogelbrutgebiete und Wildschongebiete sind von der Planung nicht betroffen. 
Um das Vorkommen gefährdeter Arten in diesem Bereich auszuschließen, wurde im April 
2009 eine Feldbegehung durchgeführt. Dabei  hat sich die Tiererfassung auf Vögel als 
Standartartengruppe sowie auf das mögliche Vorkommen von Feldhamstern spezialisieren. 
Diese Tierarten wurden dabei in diesem Bereich nicht gesichtet. 
 
Durch die Bebauung ändert sich die Einordnung in Wertstufe 3 nicht. Es entstehen keine 
erheblichen Beeinträchtigungen, also ist auch keine Kompensation erforderlich. 
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Vorher:   Wertstufe  3 
Nachher:  Wertstufe  3 
 
Bezug:    Landschaftsplan der Stadt Peine 
    Karte Nr. 13  (Arten- und Lebensgemeinschaften) 
    Karte Nr. 14  (Wiesenvogelbrutgebiete und Wildschongebiete) 
 
 
6.2 Einstufung des Biotoptyps nach Naturnähe 
 
Bei dem Plangebiet handelt es sich um intensiv bewirtschaftete Ackerflächen mit 
wechselnder Fruchtfolge. 
In Bezug auf das Bewertungskriterium Naturnähe sind diese Flächen als naturferne 
Biotoptypen der Wertstufe 3 (von geringer Bedeutung) zuzuordnen. 
Nach Beendigung der Ausbaumaßnahme ändert sind die Einstufung der Wertstufe 3 (von 
geringer Bedeutung) nicht. Es handelt sich dann um einen künstlichen Biotoptyp mit 
technisch-baulich geprägten und genutzten Flächen. 
Eine Kompensation des Eingriffs bezüglich des Kriteriums „Naturnähe“ ist nicht erforderlich, 
da sich die Zuordnung der Wertstufe nicht verändert. 
 
Vorher:  Wertstufe  3 
Nachher:  Wertstufe  3 
 
Bezug:    Landschaftsplan der Stadt Peine 
    Karte Nr. 13  (Arten- und Lebensgemeinschaften) 
    Karte Nr. 14  (Wiesenvogelbrutgebiete und Wildschongebiete) 
 
 
6.3 Schutzgut Boden 
 
Der Landschaftsplan der Stadt Peine stellt die von der Bebauung betroffenen Flächen als 
Flächen des Bodentyps Braunerde/Parabraunerde mit der Nutzungseignung als Ackerfläche 
dar. 
Geologisch handelt es sich um Sandlöß über Geschiebelehm, einer drenthezeitlichen 
Grundmoräne, deren Entstehung auf die Saale-Eiszeit im Känozoikum (Erdneuzeit) datiert 
ist. 
Die Leistungsfähigkeit des Naturhaushaltes für den Aspekt „Boden“ ist eingeschränkt. 
Durch die intensive Ackernutzung ist die Einstufung des Bodens bezüglich des 
Bewertungskriteriums „Natürlichkeitsgrad“ in Wertstufe 2 (von allgemeiner Bedeutung) 
vorzunehmen. 
Durch die Bebauung ändert sich die Einteilung in die Wertstufe 2 nicht. Als Ausnahme gelten 
die versiegelten Flächen, die nunmehr der Wertstufe 3 zuzuordnen sind. 
 
Berechnung der versiegelten Flächen: 
 
Straßenverkehrsflächen neu          ca.    1.044 m² 
maximal bebaubare Flächen (6.194 x 0,45 = 2.787)     ca.    4.715 m² 
             ------------------ 
maximal versiegelbare Flächen         ca.   5.759 m² 
 
Ermittlung der auszugleichenden Flächen:  5.759  x  0,3  =  1.727,7 m² 
                    ========= 
Es ergibt sich eine auszugleichende Fläche von ca. 1.728 m² für die Versiegelung von 
Straßenverkehrsflächen und die maximale Bebauung der einzelnen Grundstücke. 
Im Plangebiet ist eine 1.326 m² große Fläche mit Anpflanzfestsetzungen entlang der 
Plangebietsgrenzen festgesetzt. Diese Flächen erfahren eine Aufwertung und können daher 
als Ausgleichsflächen angesehen werden.  
Zu einer zusätzlichen ökologischen Aufwertung tragen die im Bebauungsplan festgesetzten  
kleinkronigen Laubbäume im privaten Bereich bei. Ein angepflanzter Laubbaum gleicht die 
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versiegelte Fläche von ca. 60 m² aus, wodurch eine weitere Kompensation in der Größe von 
480 m² erreicht wird. Durch diese Maßnahmen wird der gesamte Eingriff kompensiert. 
 
Vorher:  Wertstufe  2 
Nachher:  Wertstufe  2 
 
Bezug:    Landschaftsplan der Stadt Peine 
    Karte Nr. 1  (Geologie) 
    Karte Nr. 3  (Boden) 
    Karte Nr.18  (Boden II) 
 
 
6.4 Schutzgut Wasser - Grundwasser 
 
Der Landschaftsplan Peine weist das Plangebiet als eingeschränkt bis stark eingeschränkt in 
Bezug auf die Leistungsfähigkeit des Naturhaushaltes für den Teilaspekt „Grundwasser“ aus. 
Das Gebiet weist eine mittlere Grundwasserneubildungsrate auf. 
Die Einstufung erfolgt in Wertstufe 2. Es handelt sind in Bezug auf das Bewertungskriterium 
„Natürlichkeitsgrad“ um eine allgemeine Bedeutung mit einer beeinträchtigten 
Grundwassersituation. 
Die Einstufung der Wertstufe ändert sind durch die Bebauung mit einem Versiegelungsgrad 
von unter 50 % nicht. Es ist daher keine Kompensation erforderlich. 
 
Vorher:   Wertstufe  2 
Nachher:  Wertstufe  2 
 
Bezug:    Landschaftsplan der Stadt Peine 
    Karte Nr. 15  (Grundwasser) 
 
 
6.5 Schutzgut Luft 
 
Der Landschaftsplan der Stadt Peine stellt das Plangebiet als Fläche mit mäßig 
eingeschränkter Lufthygiene dar. 
Nach der Bebauung wird das Gebiet ein Klima kleiner Ortsrandlagen aufweisen. 
Die Einordnung erfolgt in Wertstufe 2. Das Gebiet ist vor und nach dem Eingriff für das 
Schutzgut „Luft“ von Bedeutung. Daher ist keine Kompensation erforderlich. 
 
Vorher:  Wertstufe  2 
Nachher:  Wertstufe  2 
 
Bezug:    Landschaftsplan der Stadt Peine 
    Karte Nr.19  (Klima/Lufthygiene) 
 
 
6.6 Schutzgut Landschaftsbild 
 
Der Landschaftsplan der Stadt Peine weist die Feldmark Dungelbeck/Schmedenstedt und 
somit auch das Plangebiet mit sehr geringer Landschaftsbildqualität aus. 
Da es sich bei dem Gebiet um eine ausgeräumte Ackerlandschaft mit Intensivnutzung 
handelt, erfolgt die Zuordnung in Wertstufe 3 von geringer Bedeutung in Bezug auf 
naturraumtypische Vielfalt und Eigenart. 
Nach dem Eingriff bleibt die Wertstufe 3 erhalten, da dort ein dörflicher Siedlungsbereich 
entsteht. 
Durch die Anlage der privaten Grünflächen zur Eingrünung der Ortsrandlage durch 
Pflanzbindung werden mögliche Beeinträchtigungen kompensiert. 
 
Vorher:  Wertstufe  3 
Nachher:  Wertstufe  3 
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Bezug:    Landschaftsplan der Stadt Peine 
    Karte Nr.20  (Landschaftsbild) 
 
 
Insgesamt ist ein Ausgleich lediglich für das Schutzgut „Boden“ in der Größe von ca. 1.127 
m² zu schaffen. 

Als Ergänzung zu den planungsrechtlich festgesetzten Kompensationsmaßnahmen und zur 
weiteren Minimierung des Eingriffs erwartet die Stadt Peine von den zukünftigen Bauherren 
eigenverantwortliche Beiträge zur Verbesserung der natürlichen Lebensgrundlagen. 

Diese Beiträge können sein: 

 teilweise Verwertung des anfallenden Oberflächenwassers auf den Grundstücken, 

 begrünte Dachflächen und Fassaden, die zur Verbesserung des Kleinklimas beitragen 

      und somit einen Beitrag zum Ausgleich der Bodenversiegelung leisten, 

 Anpflanzen von einheimischen, standortgerechten Laubgehölzen. 

 Bebauung in ökologischer Bauweise 
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 Zusammenfassung des Umweltberichts zur Aufstellung des  
Bebauungsplanes Nr. 11 „Östlich Zum Gogericht“ – Schmedenstedt- 
mit örtlicher Bauvorschrift 
 
Die Aufstellung des Bebauungsplanes Nr. 11 „Östlich Zum Gogericht“- Schmedenstedt – mit 
örtlicher Bauvorschrift hat keine bedeutenden Auswirkungen negativer Art auf die 
Schutzgüter „Menschen“, „Tiere“, „Pflanzen“, „Luft“, „Klima“, „Landschaft“, „Kulturgüter“, 
„Wasser“ und „Sachgüter“. Dies trifft auch für die Umweltentwicklung im Vergleich mit der 
„Nullvariante“ zu. 
 
Das Schutzgut  “Boden”  erfährt durch die geplante Maßnahme eine erhebliche 
Beeinträchtigung. Maßnahmen zum Ausgleich von nachteiligen Auswirkungen sind 
erforderlich. 
 
Ein Monitoring in Form einer Bauabnahme ist beabsichtigt. 
 
 
 

 



Anlage 1 zur Begründung 
 

 
 
 
 

Abwägung der Stellungnahmen sowie der Anregungen 
 

zur Aufstellung des Bebauungsplanes 11 mit örtlicher Bauvorschrift 
„Östlich zum Gogericht“   - Schmedenstedt - 

 
 
 
 

Folgende an der Planung mit Anschreiben vom 23.10.2007, 05.06.2009 und 05.10.2009 
beteiligten 21 Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange haben keine Anregungen 

vorgebracht bzw. keine Stellungnahme abgegeben: 
 
 
 
 

 Stadtwerke Peine GmbH 
 Kabel Deutschland 
 BUND – Hannover 
 NABU 
 Handwerkskammer Braunschweig - Lüneburg – Stade 
 Industrie- und Handelskammer Braunschweig 
 e – on / Avacon AG 
 GLL - Behörde für Geoinformation, Landesentwicklung und 

Liegenschaften 
 LBU Landesverband Bürgerinitiativen Umweltschutz Niedersachsen e.V. 
 Niedersächsisches Landvolk 
 Polizeiabschnitt Peine 
 T-Com TI NL Nord West (Telekom) 
 Zweckverband Großraum Braunschweig 
 Exxon Mobil Production Deutschland GmbH 
 Zentrale Polizeidirektion, Kampfmittelbeseitigungsdienst 
 BS Energy 
 Gemeinde Lahstedt 
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Bebauungsplan Nr. 11 mit örtlicher 
Bauvorschrift 
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Anlage zur Vorlage 335/2006  
  2. Ergänzung 
Anlage zur Begründung 

Äußerungen gemäß § 3 (1) BauGB (Frühzeitige Öffentlichkeitsbeteiligung) 
Stellungnahmen der Behörden gemäß § 4 (1) BauGB und § 4 (2) BauGB 
Anregungen gemäß § 3 (2) BauGB (Öffentliche Auslegung) 

 
lfd. Nrn. insg. 
1 - 9 

 
 

 

Stellungnahme / Anregung 
 

 

lfd.  Stellungnahme der Verwaltung 

Nr.  Beschluss des Rates der Stadt Peine 

 

 1

 
Frühzeitige Öffentlichkeitsbeteiligung gemäß § 3 (1) BauGB 
 
Die Frühzeitige Öffentlichkeitsbeteiligung wurde vom 05.11.07 bis 19.11.07 durchgeführt. 
 
Stellungnahmen der Behörden gemäß § 4 (1) BauGB 
 
Die Frühzeitige Behördenbeteiligung wurde vom 23.10.07 bis 19.11.07 durchgeführt. 
 
 
1.0 Landkreis Peine 
 Schreiben vom 09.11.2007 
 

 
 

 
 
 
 
 



 
Stadt Peine 
Abteilung 
Stadtplanung 
 

 

Bebauungsplan Nr. 11 mit örtlicher 
Bauvorschrift 
„Östlich Zum Gogericht“ 
- Schmedenstedt - 
 

 
Anlage zur Vorlage 335/2006  
  2. Ergänzung 
Anlage zur Begründung 

Äußerungen gemäß § 3 (1) BauGB (Frühzeitige Öffentlichkeitsbeteiligung) 
Stellungnahmen der Behörden gemäß § 4 (1) BauGB und § 4 (2) BauGB 
Anregungen gemäß § 3 (2) BauGB (Öffentliche Auslegung) 

 
lfd. Nrn. insg. 
1 - 9 

 
 

 

Stellungnahme / Anregung 
 

 

lfd.  Stellungnahme der Verwaltung 

Nr.  Beschluss des Rates der Stadt Peine 

 

 2

weiter zu 1.0 Landkreis Peine, Schreiben vom 09.11.2007 
 

Abfallwirtschafts- und Beschäftigungsbetriebe, 
Fachdienst Straßenverkehr: 
Es wurden keine Anregungen vorgebracht. 

 
Untere Abfall-, Bodenschutz-, Wasser- und 
Immissionsschutzbehörde: 
Der Hinweis bezüglich der sich 625 m vom Baugebiet 
befindlichen Altablagerung wurde in die Begründung 
aufgenommen. 
 
Untere Naturschutzbehörde: 
Um den artenschutzrechtlichen Belangen gerecht zu 
werden, wurde im April 2009 eine faunistische Erhebung 
durchgeführt. Der Schwerpunkt der Erhebung, die im 
Rahmen von Feldbegehungen vorgenommen wurde, lag 
auf den streng geschützten Feldhamstern und 
gefährdeten Brutvögeln, die im Bereich der Börde des 
Landkreises Peine häufig vorkommen. Diese Tierarten 
wurden dabei in diesem Bereich nicht gesichtet. Der 
Umweltbericht ist entsprechend ergänzt worden. 
Das in der Begründung zum Bebauungsplan verwendete 
Berechnungsverfahren zur Eingriffsbilanzierung 
entspricht dem seitens der Stadt Peine anerkannten 
Regelwerk, das die Grundlage aller Bilanzierungen von 
neu aufzustellenden Bebauungsplänen bildet.  Auf 
diesem Modell basierend ist festzustellen, dass der 
Eingriff innerhalb des Bebauungsplanes vollständig 
ausgeglichen wird und somit kein weiterer 
Kompensationsbedarf besteht.   
Entlang der Nordgrenze des Plangebietes ist eine 
Anpflanzungsfestsetzung in Streifenform (6 m) getroffen 
worden. Diese Festsetzung bindet einerseits die neu 
geplante Siedlungsfläche in die freie Landschaft ein und 
gleichzeitig schützt sie die zukünftigen Bewohner vor 
landwirtschaftlichen Immissionen. 
 

Vorbeugender Brandschutz / 
Sonderbereich Abfallwirtschaft  / 
Gesundheitsamt / Fachdienst 
Straßenverkehr: 
Die vorgebrachten Anregungen wurden 
berücksichtigt. Ein Beschluss ist nicht 
erforderlich. 
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weiter zu 1.0 Landkreis Peine, Schreiben vom 09.11.2007 
 

Untere Naturschutzbehörde: 
Die Anregung bezüglich der 
Bestandserfassung streng geschützter 
Arten wurde in den Bebauungsplan 
aufgenommen.  
Der vorgebrachten Anregung bezüglich 
der geforderten Neuberechnung der 
Bilanzierung wird nicht gefolgt. 
Die Dimensionierung der  
Ortsrandeingrünung entlang der 
Nordgrenze bleibt beibehalten.  
Hierfür sind keine Beschlüsse 
erforderlich. 

 
 
 
2.0 Landwirtschaftskammer Niedersachsen 
 Schreiben vom 31.10.2007 
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weiter zu 2.0 Landwirtschaftskammer Niedersachsen, Schreiben vom 31.10.2007 
 

Die vorgebrachten Anregungen bezüglich der nach 
Ausweisung des neuen Plangebietes verbleibenden, 
verkürzten, ackerwirtschaftlich genutzten Grundstücke 
werden zur Kenntnis genommen. Seitens der 
Landwirtschaftskammer Hannover werden in Anbetracht 
der künftigen Wohnbauentwicklung in Schmedenstedt 
die agrarstrukturellen Belange zurückgestellt.  
Zum Themenkomplex „landwirtschaftliche Hofstelle 
Holland“ wurde seitens der Stadt Peine bereits Stellung 
genommen. Siehe hierzu die Stellungnahme der 
Verwaltung zu Pkt. 3, Niedersächsisches Landvolk. 

 
Die vorgebrachten Anregungen wurden 
berücksichtigt. 
Ein Beschluss ist nicht erforderlich. 
 
 
 

3.0 Niedersächsisches Landvolk, Kreisverband Peine 
 Schreiben vom 19.11.2007 
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weiter zu 3.0 Niedersächsisches Landvolk, Kreisverband Peine, Schreiben vom 19.11.2007 
 

 
 

Die Fahrbahnbreite der Straße „Zum Gogericht“ wird 
künftig nicht reduziert, sie wird beibehalten. Eine 
Behinderung des landwirtschaftlichen Verkehrs durch 
die Planung ist somit nicht gegeben. Mögliche 
Störungen durch den ruhenden Verkehr können im 
Rahmen der Aufstellung des Bebauungsplanes nicht 
abschließend behandelt werden. Im tatsächlich 
vorliegenden Bedarfsfall können entsprechende 
verkehrsordnende Maßnahmen seitens des Fachamtes 
überprüft und ggf. eingeleitet werden.  
 
Die Einmündung zum „Wellenweg“ ist nicht in Form 
eines Kreisels geplant. Die Passierbarkeit für 
landwirtschaftliche Fahrzeuge ist somit uneingeschränkt 
gegeben. 
 
Der Hinweis auf mögliche Emissionen in Form von 
Geräuschen, Gerüchen und Stäuben, die von der östlich 
und nördlich des Plangebietes vorhandenen intensiven 
landwirtschaftlichen Flächenbewirtschaftung ausgehen 
können, wurde als Hinweis in den Bebauungsplan 
aufgenommen. Analoger Hinweis auf mögliche 
Emissionen von der sich südlich des Plangebietes 
befindenden Hofstelle des landwirtschaftlichen Betriebes 
der Familie Holland wurde ebenfalls in den 
Bebauungsplan übernommen. 
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weiter zu 3.0 Niedersächsisches Landvolk, Kreisverband Peine, Schreiben vom 19.11.2007 
 
Entlang der nördlichen Plangebietsgrenze ist eine 
Anpflanzungsfestsetzung in Streifenform (6 m) getroffen 
worden. Sowohl die Dimensionierung wie auch das 
festgesetzte Maß für die Anpflanzung soll ein Beitrag 
zum Schutz der zukünftigen Bewohner vor 
landwirtschaftlichen Immissionen leisten.  
 
Gemäß der durchgeführten Berechnung der 
auszugleichenden Flächen für die Versiegelung von 
Straßenverkehrsflächen und die maximale Bebauung 
der einzelnen Grundstücke (Schutzgut „Boden“) ist ein 
Ausgleich in der Größe von ca. 1.127 m² zu schaffen. 
Der gesamte Eingriff wird dabei durch festgesetzte 
Kompensationsmaßnahmen innerhalb des 
Geltungsbereiches ausgeglichen. Weitere externe 
Kompensationsmaßnahmen sind hier nicht erforderlich. 
 
Der Flächennutzungsplan der Stadt Peine weist für den 
Planbereich künftige Wohnbauflächen aus. Die 
vorgesehene Nutzung der Neubaufläche als allgemeines 
Wohngebiet entspricht somit den Zielen des 
Flächennutzungsplanes. Eine gemischte dörfliche 
Nutzung ist in dieser Ortsrandlage städtebaulich nicht 
wünschenswert. 
 

Die Anregungen bezüglich der künftigen 
Straßengestaltung („Wellenweg“ und 
„Zum Gogericht“), der von den 
angrenzenden landwirtschaftlichen 
Nutzflächen und der Hofstelle 
ausgehenden Emissionen und der 
Gestaltung und Lage der 
Kompensationsflächen, wurden im 
Bebauungsplan berücksichtigt. Hierfür 
ist kein Beschluss erforderlich. 
Die Ausweisung des Neubaugebietes 
als Wohnfläche wird beibehalten.  
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4.0 Wasserverband Peine 
 Schreiben vom 07.11.2007 
 

 
 

Die vorgebrachten Hinweise bezüglich der 
Wasserversorgung im Plangebiet wurden an die 
zuständigen Ämter geleitet. 
 
zu 2) Die unabhängige Löschwasserversorgung (300 m 
– Radius) wird im Planungsgebiet derzeit durch die 
beiden Feuerlöschbrunnen im „Kammerland“ (vor der 
Hausnummer 22) und „Zum Roggenkamp“ 
(Hausnummer 1) sichergestellt. Die abhängige 
Löschwasserversorgung durch das Trinkwassernetz in 
Form von Hydranten (Kammerland Nr. 4 und Nordring 
Nr. 20) ist nicht mehr als 150 m vom Planungsgebiet 
entfernt. Im Brandfall ist somit für die zuständige 
Ortsfeuerwehr Schmedenstedt ein kurzer Weg (nicht 
mehr als 150 m) zwischen Brandobjekt und nächster 
Löschwasserentnahmestelle gegeben. Dies ist von 
besonderer Bedeutung, weil die zuständige Ortsfeuer-
wehr auf ihrem Tragkraftspritzenfahrzeug über keinen 
Wassertank für den Erstangriff verfügt und somit erst 
eine Löschwasserversorgung durch die Verlegung von 
Schlauchleitungen aufbauen muss. 
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weiter zu 4.0 Wasserverband Peine, Schreiben vom 07.11.2007 
 

Neben den Hydranten können ergänzend die beiden 
vorgenannten Feuerlöschbrunnen zur Wasserabgabe im 
Rahmen der Brandbekämpfung herangezogen werden. 
Die Löschwasserversorgung ist somit im Bereich des 
Planungsgebietes gewährleistet.  
 
zu 3) Die vorgebrachten Hinweise bezüglich der evtl. 
Baumpflanzungen im Plangebiet wurden an die 
zuständigen Ämter geleitet. 
 

Ein Beschluss ist nicht erforderlich. 
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Stellungnahmen der Behörden gemäß § 4 (2) BauGB 
 
Die Behördenbeteiligung wurde vom 06.06.2009 bis 07.07.2009 durchgeführt. 
 
 
5.0 Landkreis Peine 
 Schreiben vom 25.06.2009 
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weiter zu 5.0 Landkreis Peine, Schreiben vom 25.06.2009 
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weiter zu 5.0 Landkreis Peine, Schreiben vom 25.06.2009 
 

 
 

Fachdienst Straßenverkehr 
Die zentrale Erschließung des Neubaugebietes wird als 
eine Wohnstraße ausgebaut. Diese Straße soll in einer 
Breite von 5,50 m als Mischfläche verwirklicht werden. 
Die erforderlichen Einstellplätze sind auf den Privat-
grundstücken herzurichten. 
Die innere Erschließung der Hinterlieger erfolgt über 
2 Stichwege. Diese sollen in einer Breite von 4,00 m 
ausgebaut werden. Als Material ist Betonsteinpflaster 
vorgesehen. Im öffentlichen Straßenraum sind aufgrund 
der geplanten gesplitterten zeitlichen Vermarktung der 
Grundstücke, der vorhandenen Möglichkeit des freien 
Parkens innerhalb der gemischten Verkehrsfläche und 
der geplanten Ausweisung gebündelter Parkplätze im 
nachfolgenden Bebauungsplan keine öffentlichen 
Parkplätze vorgesehen.  
 
Untere Abfall-, Bodenschutz-, Wasser- und 
Immissionsschutzbehörde 
Der Hinweis bezüglich der Altablagerung Nr. 87 
„Ehemalige Sandgrube Schmedenstedt“ ist für den 
aufzustellenden Bebauungsplan nicht relevant. Eine 
Übernahme in die dazugehörige Begründung wurde 
deshalb nicht vorgenommen. 
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Untere Naturschutzbehörde 
Die entlang des Feldweges vorhandenen Sträucher 
liegen außerhalb des Bebauungsplanes. Auf den 
entsprechenden Erhaltungshinweis wurde deshalb 
verzichtet. Zu den Anregungen bezüglich der 
faunistischen Bestandserfassung, der Wahl der 
Berechnungsmethode und deren Anwendung wurde 
bereits Stellung genommen. Siehe hierzu Pkt. 1, 
Landkreis Peine, Untere Naturschutzbehörde.  
 
Raumordnung / Bauleitplanung 
Anschreiben zur Trägerbeteiligung werden künftig um 
die geforderten Angaben (Rechtsgrundlage bzw. die 
Angabe des konkreten Planungsstandes) ergänzt. 

 
Fachdienst Straßenbau 
Der unter Punkt 1. beschriebene 
Standard erfüllt die Voraussetzungen 
eines verkehrsberuhigten Bereiches. 
Entsprechende zusätzliche 
Verkehrsregelungen durch 
Verkehrszeichen werden hier im 
Bedarfsfall durch das zuständige Amt 
vorgenommen. 
Ein Beschluss ist nicht erforderlich. 
 
Untere Abfall-, Bodenschutz-, 
Wasser- und 
Immissionsschutzbehörde 
Es wurden keine relevanten 
Anregungen vorgebracht. Ein Beschluss 
ist nicht erforderlich. 
 
Untere Naturschutzbehörde 
Es wurden keine weiteren relevanten 
Anregungen vorgebracht. Ein Beschluss 
ist nicht erforderlich. 
 
Raumordnung / Bauleitplanung 
Ein Beschluss ist nicht erforderlich. 
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6.0 Landwirtschaftskammer Niedersachsen 
 Schreiben vom 01.07.2009 
 

 

 
 

Zum Ausbauzustand der Straße „Zum Gogericht“ sowie 
zu möglichen verkehrsordnenden Maßnahmen wurde 
bereits seitens der Verwaltung der Stadt Peine Stellung 
genommen. Siehe hierzu die Stellungnahme der 
Verwaltung zu Pkt. 3, Niedersächsisches Landvolk. 

 
Die vorgebrachten Anregungen wurden 
berücksichtigt. 
Ein Beschluss ist nicht erforderlich. 
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Öffentliche Auslegung gemäß § 3 (2) BauGB 
 
Die Öffentliche Auslegung wurde vom 05.10.2009 bis 04.11.2009 durchgeführt 
 
 
7.0 Landwirtschaftskammer Niedersachsen 
 Schreiben vom 30.10.2009 
 

 
 
 Zum Themenkomplex „landwirtschaftliche Hofstelle 
 Holland“, Erschließungsfunktion der Straße „Zum 
 Gogericht“ für die Landwirtschaft sowie zur Umsetzung 
 von Ausgleichsmaßnahmen im Plangebiet wurde seitens 
 der Stadt Peine bereits Stellung genommen. Siehe 
 hierzu die Stellungnahme der Verwaltung zu Pkt. 3, 
 Niedersächsisches Landvolk. 
 
  Die vorgebrachten Anregungen wurden 
  berücksichtigt. 
  Ein Beschluss ist nicht erforderlich. 
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8.0 Deutsche Telekom Netzproduktion GmbH 
 Schreiben vom 02.11.2009 
 

  

  
  Sowohl der Ausbauzustand wie auch die Fahrbahnbreite 
  der Straße „Zum Gogericht“ wird künftig beibehalten. 
  Einen Eingriff in die bestehende Telekommunikations-
  linie ist somit nicht gegeben. 
 

  Die vorgebrachten Anregungen wurden 
  berücksichtigt. 
  Ein Beschluss ist nicht erforderlich. 
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9.0 Landkreis Peine 
 Schreiben vom 03.11.2009 
 

  
 
  Zu den vorgebrachten Anregungen wurde bereits  
  seitens der Stadt Peine Stellung genommen. Siehe  
  hierzu Stellungnahme der Verwaltung zu Pkt. 5,  
  Landkreis Peine. 
 
   Ein Beschluss ist nicht erforderlich. 
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